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Anträge auf Stundung der nach dem 31. Oktober 2021 tälligen Steuern sowie
Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen sind besonders zu begründen.

Wird dem Finanzamt bis zum 31. Oktober 2A21 aufgrund Mitteilung des Voll-
streckungsschuldners bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner nachweislich
unmittelbar und nieht unerheblich betroffen ist, soll bis zum 31. Januar 2022
von Vollstreckungsmaßnahmen beibis zum 31. Oktober 2021 tällig geworde-
nen Steuern i. S. d.12.1.1 abgesehen werden. ln den betreffenden Fällen sind
die im Zeitraum vom 14. Jufi 2A21 bis zum 31. Januar 2022 venarirkten Säum-
niszuschläge für diese Steuern zum 31. Januar 2022 zu erlassen. Die Finanz-
ämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung (s 118 Satz 2 Ao) regeln.

Für die mittelbar Betroffenen gelten die allgemeinen Grundsätze.

Nachr{veis stguerbesünstioter Zu.wendu nqen

Statt einer Zuwendungsbestätigung genügt als Nachweis der Zuwendungen,
die bis zum 31. Oktober 2021 zur Hilfe in Katastrophenfällen auf ein für dön Ka-
taskophenfall eingerichtetes Sonderkonto einer inländischen jur[stischen Per-
son des öffentlichen Rechts, einer inländischen öffentlichen Dienststelle oder
eines inländischen amtlich anerkannten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege
einschließlich seiner Mitgliedsorganisationen eingezahlt oder bis zur Einrich-
tung des Sonderkontos auf ein anderes Konto der genannten Zuwendungs-
empfänger eingezahlt werden, der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbe-
stätigung eines Kreditinstitutes (2. B. der Kontoauszug, Lastschrifteinzugsbeleg
oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking). Wird die Zuwendung über ein ats
Treuhandkonto gefÜhrtes Konto eines Dritten auf eines der genannten Sonder-
konten eingezahlt, genügt als Nachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die Bu-
chungsbestätigung des Kreditinstituts des Zuwendenden zusammen mit einer
Kopie des Bareinzahlungsbelegs oder der Buchungsbestätigung des Kreditin-
stituts des Dritten (§ 50 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 ESTDV).

Bei Zuwendungen zur Hilfe in Katastrophenfällen, die bis zum 31. Oktober 2021
über ein Konto eines Dritten an eine inländische juristische Person des öffenfli-
chen Rechts, an eine inländische öffentliche Dienststelle oder an eine nach § S
Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreite Körperschaft, Per-
sonenvereinigung oder Vermögensmasse geleistet werden, genügt als Nach-
weis eine auf den jeweiligen Zuwendenden ausgestellten Zuwendungsbestäti-
gung des Zuwendungsempfängers, wenn das Konto des Dritten als Treuhand-
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konto geführt wurde, die Zuwendungen von dort an den Zuwendungsemp-
fänger weitergeleitet wurden und diesem eine Liste mit den einzelnen Zuwen-
denden und ihrem jeweiligen Anteil an der Zuwendungssumme übergeben
wurde (§ 50 Abs. 5 ESTDV).

Die für den Nachweis jeweils erforderlichen Unterlagen sind vom Zuwendenden
auf Verlangen der Finanzbehörde vozulegen und im Übrigen bis zum Ablauf
eines Jahres nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung aufzubewahren (§ 50

Abs. I ESTDV).

2.1 Spendenaktionen von gemeinnützigen Körperschaften für durch das Hochwas-
ser geschädigte Personen

Einer gemeinnützigen Körperschaft ist es grundsätzlich nicht erlaubt, Mittel für
steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden, die sie nach ihrer Satzung nicht for-
dert (§ 55 Abs. 1 Nr. 1 AO). Ruft eine gemeinnützige Körperschaft, die nach ih-
rer Satzung keine hier in Betracüt kommenden Zwecke wie insbesondere mild-
tätige Zwecke verfolgt {2,8. Sportverein, Musikverein, Kleingartenverein oder
Brauchtumsverein), zu Spenden zur Hilfe für die Opfer des Hochwassers auf'
und kann sie die Spenden nicht zu Zwecken, die sie nach ihrer Satzung fordert,
verwenden, gilt Folgendes:

Es ist unschädlich für die Steuerbegünstigung einer Körperschaft, die nach ih-
rer Satzung keine z. B. mildtätigen Zwecke fördert oder regional gebunden ist,
wenn sie Mittel, die sie im Rahmen eirer Sanderaktion für die Hilfe für Opfer
des Hochwassers erhalten hat, ohne entsprechende Anderung ihrer Satzung
fürdenangegebenenZweckvenrendet.HiezureichteSauS'mffi
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Die gemeinnützige
Einrichtung, die die Spenden gesammelt hat, muss entsprechende Zuwen-
dungsbestätigungen für Spenden bescheinigen, die sie für die Hilfe für Opfer
deg Hochwassers in Rheinland-Pfatz erhält und venryendet, Auf die Sonderakti-
on ist in der Zuwendungsbestätigung hinzuweisen.

entscheidend i

das die

gesammelten

Spenden nichl

eigenständig

verwendet

werden.


